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SP will Marianne Binder im Ständerat
Umeine rein rechtsbürgerliche Vertretung in der KleinenKammer zu verhindern, unterstützt die SP dieMitte-Kandidatin.

Eva Berger

DieAargauerSPhat ihrWahlziel
erreicht. SimonaBrizzi ziehtneu
in denNationalrat ein, Gabriela
SuterundCédricWermuthwur-
den wiedergewählt, die SP hält
also ihre drei Sitze. Nicht ge-
klappt hat der Einzug von Suter
in den Ständerat. Zwar erzielte
sie am Wahlsonntag das dritt-
beste Ergebnis, allerdings mit
grossemAbstandaufdenzweit-
platzierten Benjamin Giezen-
danner (SVP). Am Montag gab
sie bekannt, nicht für den zwei-
tenWahlgang anzutreten.

Das sei kein leichter Ent-
scheid gewesen, sagte Suter am
Donnerstagabend an der SP-
Parteiversammlung imAarauer
Bullingerhaus.Abereshabe sich
bereits am Wahlsonntag abge-
zeichnet, dass die Unterstüt-
zungder anderenParteiennicht
dafür reiche, BenjaminGiezen-
danner einzuholen. Sie wäre
zwar parat gewesen, aber die
Zeichen seien anders gestan-
den.Für siewäreesnicht verant-
wortbar gewesen, in den zwei-
tenWahlgang zu gehen.

MarianneBinderkamzum
HearingbeiderSP
«Schweren Herzens mussten
wir sagen,wir stehen für einmal
zurück, um mit vereinten Kräf-
ten zu verhindern, dass der
zweite Ständeratssitz an eine
Persongeht, die zu 100Prozent
anders stimmt als wir», sagte
Suter.Esgelte, denRechtsrutsch
nicht noch anzutreiben. Statt-
dessen sollemaneineKandida-
tur unterstützen, die zumindest
ab und zumit der SP einig sei.

Gemeint ist Marianne Bin-
der, Ständeratskandidatin der

Mitte. Sie platzierte sich im ers-
tenWahlgangzwarknapphinter
Suter, doch sie tritt am 19. No-
vember wieder an, das ist seit
Dienstagabend klar. Die SP lud
Binder an ihre Versammlung
ein: Sie solle vorstellig werden,
bevor die Genossen sie unter-
stützen. Binder stellte sich vor,
führte ihrepolitischePositionie-

rungaus, erzählte,wie sie aufge-
wachsen ist,wofür sie steht,was
sie im Ständerat erreichenwill.

Gemeinsam könne es gelin-
gen, Giezendanner im Kampf
umden Sitz im Stöckli zu schla-
gen, versicherte sie der SP. Ein-
fach werde es aber nicht. «Ich
glaube wirklich an den Erfolg.
Aber es ist ein Kampf gegen

einen Berg», so Marianne Bin-
der. Sie spüreaberdieUnterstüt-
zung aus der Bevölkerung.

BinderübtKritikam
EntscheidderFDP
Wie sie denn die bürgerlichen
Frauen auf ihre Seite bringen
wolle, wurde Binder anschlies-
send gefragt. Dass die FDP-

Frauen sie nicht unterstützen
werden, könne sie sich schlicht
nicht vorstellen, entgegnete sie.
AuchwenndieGeschäftsleitung
der FDP Giezendanner ihre
Unterstützung zugesichert hat.
DiesenUmstanderkläre sie sich,
zumindest ein Stück weit mit
einerRetourkutschederFreisin-
nigen, weil dieMitte für dieNa-

tionalratswahlen keine Listen-
verbindung mit FDP und SVP
eingehenwollte.

Ob sie sich als bürgerliche
Ständerätin fürdieAnliegender
Frauen einsetzen würde, war
eine andere Frage aus demPle-
num. Das tue sie, seit sie in der
Politik mitmische, antwortete
Binder. Eher ein Statement als
eineFragekamvonSP-Schweiz
Co-Präsident CédricWermuth.
Was sie glaube,würdendie frei-
sinnigenGründerväter denken,
wüssten sie um die Wahlemp-
fehlung der FDP für Giezen-
danner, fragte er.

Sie sei erstaunt, dass die
FDP nicht mindestens Stimm-
freigabe beschlossen hat, sagte
Binder. Aber sie sei sicher, die
Basis der Freisinnigen sehe das
anders als dieGeschäftsleitung.
Wirklich glücklich damit, eine
bürgerliche Frau zu unterstüt-
zen, sindaberauchnicht alle SP-
Mitglieder.Es sei eineWahl zwi-
schenzweiÜbeln, hiess es etwa.
Dann wähle man, mit Binder,
eben das kleinere der beiden.

GemeinsamerWahlkampf
vonSPundMitte
DieGeschäftsleitungder SPbe-
antragtedenMitgliedernUnter-
stützung von Marianne Binder
im zweiten Wahlgang. Um das
zu diskutieren und darüber ab-
zustimmen,wurdedieKandida-
tin, zusammenmitdenMedien,
aus demSaal gewiesen.

Lange dauerte es nicht, bis
sie wieder hereingeholt wurde.
Mit überwältigender Mehrheit
hättendieMitgliederUnterstüt-
zung ihrerKandidaturbeschlos-
sen, sagte Co-Präsident Stefan
Dietrich. «Wir gehen gemein-
sam in denWahlkampf.»

Mitte-Kandidatin Marianne Binder stand den Aargauer Genossen Red und Antwort. Bild: Henry Muchenberger

Wie können Gemeinden mehr und besser zusammenarbeiten?
DiediesjährigeGemeindetagunghat einenNerv getroffen,wohlwegender immer grösserwerdendenHerausforderungen indenGemeinden.

Mathias Küng

Gemeinden kommen immer
mehrunterDruck. IhreAufgaben
nehmen zu, werden komplexer.
Die Folge sind mehr interkom-
munale Zusammenarbeit, etwa
mit Abwasserverbänden, Zivil-
schutzorganisationen, Schulen,
Spitex etc. An der diesjährigen
GemeindetagungwolltederKan-
ton ausloten, «ob diese Zusam-
menarbeit zwischen den Ge-
meinden weiter verbessert wer-
den kann und ob in Zukunft
vermehrt in sogenannten funk-
tionalen Räumen gedacht wer-
den muss, um die anstehenden
Herausforderungen zu meis-
tern».

Mit dieser Fragestellung traf
dieGemeindeabteilungdesKan-
tonsunterLeitungvonMartinSü-
ess einen Nerv. Über 200 Ge-
meindevertreterinnen und -ver-
treter kamennachAarau.Auf sie
warteten Referate aus verschie-
densten Perspektiven sowie vier
Videosequenzen, in denen Frau
GemeindeammannJeanineGlar-
nersowieVertreterinnenundVer-
tretereinesRegionalwerks, einer
regionalen Abwasserreinigungs-

anlage und einer Spitex-Organi-
sation ihre Herausforderungen
undLösungendarlegen.

NeuesGemeindegesetz ist
erst inderAnfangsphase
Volkswirtschaftsdirektor Dieter
Egli als Gemeinde-Schirmherr
freutesichsichtlichüberdasgros-
se Interesse und dankte den Ge-
meindevertreternfürihrHerzblut
fürdieGemeindepolitik.Egliwies
bei dieser Gelegenheit auf die
kürzlich angekündigte Totalrevi-
sion des Gemeindegesetzes hin.
Dasdauert abernochetwas.Wie
Martinspätererläuterte, istdieöf-
fentliche Anhörung für 2024 ge-
plant, die Grossratsdebatte
2025/26, die Inkraftsetzung An-
fang 2028 – sofern es keinVolks-
nein gibt. Vorschläge auch von
GemeindevertreternfürdieRevi-
sion liegenschonvor (vgl.Box).

DozentMarkusGmündervon
derHochschuleLuzernzeigteauf,
wiederDruckaufdieGemeinden
etwaaufgrunddesStandortwett-
bewerbs, des eingeschränkten
Handlungs- und Gestaltungs-
spielraum oder von Rekrutie-
rungsproblemenimMilizbereich
zunimmt.

AnhanddesSchweizerischenGe-
meindemonitoringszeigteer,wo
sich Gemeinden gefordert oder
überfordert fühlen: Bei deutlich
über 20Prozent ist das bei der
Raum- und Zonenplanung der
Fall,und–mitabnehmendenPro-
zentzahlen - bei Sozialhilfe, Ge-
meindeexekutive, Informatik,

Baugesuchen,Finanzverwaltung.
So gibt es bereits viel interkom-
munale Zusammenarbeit, sogar
bei fast70ProzentbeiderSpitex,
gefolgt von Feuerwehr, Alters-
und Pflegeheimen. Erstaunli-
cherweise gibt es dies bei der
Raum- und Zonenplanung erst
bei etwasüber 10Prozent.

Samuel Russier vom Kanton
Freiburg zeigte auf, in welche
Richtung die Debatte bei ihnen
geht. ImKanton Freiburg ist die
ZahlderGemeindenvon283 im
Jahr1968markantauf126gesun-
ken. Dafür gibt es inzwischen
100 Gemeindeverbände, Ten-
denz steigend. Freiburg steckt

ebenfalls in einer Totalrevision
des Gemeindegesetzes, scheint
aber klarweiter gehen zuwollen
alsderAargau.DerDruckaufdie
Gemeinden steige Jahr für Jahr.
Reformen seiennötig.

Michael Ganz vom Gesund-
heitsverbandAargau(Vaka)zeig-
teamBeispieleinesgeplantenZu-
sammenschlussesvonSpitex-Or-
ganisationen im Grossraum
Aarauauf,wasdasbringenkann,
woran man alles denken muss
undwiewichtigesist,sichbeidie-
sem Prozess auf Augenhöhe zu
begegnen.

MarkusBlättler,Präsidentdes
VerbandesAargauischerEnergie-
versorger(VAS), glaubt,dassGe-
meinderäte ihr Gemeindewerk
trotz immer komplexerer Aufga-
benstellungennochselbstführen
können,aber:Fachkompetenzsei
unerlässlich, und es brauche
Unterstützung. Die Verantwor-
tung müsse auf mehrere Perso-
nen abgestützt werden. Blättler
setzt hier auf mehr Zusammen-
arbeit der Regionen und kriti-
siert den Bund, dem er kosten-
treibendeÜberregulierung und
Pflästerlipolitik im Strombe-
reich vorwirft.

Braucht es die Bezirke künftig überhaupt noch?

Patrick Gosteli (SVP-Grossrat
undPräsident derGemeindeam-
männervereinigung) sowie die
Grossräte sowie Stadt- oder Ge-
meindeammänner Hans-Peter
Budmiger (GLP), Hanspeter Hil-
fiker (FDP), Daniel Mosimann
(SP), Arsène Perroud (SP), Mar-
kus Schneider (Mitte) und Bruno
Tüscher (FDP) haben im Kan-
tonsparlament kürzlich ein Pos-
tulat eingereicht,mit demsie die
Regierung einladen, die Stärken
und Schwächen der heutigen
Strukturen desKantons zu unter-
suchen. Zudem seien die aktu-
ellen Entwicklungen der Struktu-
ren zu funktionalen Räumen und

zur Regionalisierung in den ver-
schiedenenAufgabenbereichen
zu prüfen. Und es seien Überle-
gungen zu Veränderungen der
heutigen Strukturen hin zu einer
modernen Grundstruktur des
Kantons anzustellen. Damit ver-
bunden könnten auch Minimal-
anforderungen und/oder Anreiz-
systeme sein. Weil regionale
Lösungen der Gemeinden im-
mer weniger denBezirksstruktu-
ren entsprechen, sei zu prüfen,
«ob die heutigenBezirke, welche
ausser bei der Gerichtsbarkeit
und alsWahlkreise keine Bedeu-
tung mehr haben, noch zeitge-
mäss sind».

Die Regierung antwortet, es
scheine gerechtfertigt, die Frage
zu stellen, mit welchen Gemein-
destrukturen die wachsenden
Herausforderungen noch bewäl-
tigt werden können. Die Prüfung
dieses Themas sei bisher «nicht
explizit Teil der laufenden Total-
revision». Sie fragt sich aber, ob
der politische Wille, die Gemein-
destrukturen aktiv anzugehen,
überhaupt vorhanden ist. Sie ist
aber bereit, einen Bericht mit
einergrossenAuslegeordnungzu
erstellen.Undsieweist darauf hin,
dasseineallfälligeAnpassungder
Bezirksstrukturen einer Verfas-
sungsänderung bedürfte. (mku)

Edi Laube
Hervorheben


